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lieber die Stellung der Rittergutsbesitzer in Mecklenburg, 

mit besonderer Rücksicht auf ihre ständischen Rechte und 

die Landtage. 



Mecklenburg ist ein Patrimonialstaat. Der ganze Grund und 
Boden des Landes hat sich im Laufe der staatlichen Entwicke- 
lung unter den Fürsten, den Städten und den Rittergutsbesitzern 
in der Art vertheilt, dass heute noch jeder einzelne Gutsbesitz 
eine in sich abgeschlossene wirkliche Herrschaft (patrimonium) 
bildet , an welcher neben diesem Herrschafts- mehrere andere 
wichtige Vorrechte haften. Wie in den übrigen deutschen Staa- 
ten war von jeher auch in Mecklenburg das wesentlichste Merk- 
mal eines praedii nobilis die Befreiung von allen unfreien Dien- 
sten und Leistungen, zu welchen jede nicht freiwillig übernom- 
mene Belastung des Besitzes gehörte, und statt deren allein nur 
freie Leistungen (Degen- oder Mannendienste) gebräuchlich 
waren. Erst spät, im Laufe des 17ten Jahrhunderts, wandelte 
sich in anderen deutschen Staaten der freie Mannendienst in eine 
Geldleislung um, welche als solche bis heule bei Bestände blieb. 
In Mecklenburg ist dies nicht der Fall geworden ; das ursprüng- 
lich freie Gut ist bis auf den heutigen Tag mit jeder Geldleistung 
verschont, immun, geblieben, während nur die früher unfreien, 
in bäuerlichem Besitze gewesenen und später eingezogenen Theile 
der jetzigen Güter (die sog. „steuerbare Hälfte") Abgaben tra- 
gen, an denen sich aber immer noch der Begriff freier oder 
durch gegenseitigen Vertrag bewilligter Leistungen aufs Engste 
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erhallen hat. Die Immunität von jeglicher Art unfreier Dienste 
und Leistungen ist dem germanischen Begriffe eines freien Eigen- 
tums unmittelbar eigen, bedingte denselben und musste bestehen, 
so lange jenes in den Händen freier Männer war. Für diese 
kannte man eben nur freie Besitzungen, wesshalb denn die Im- 
munität vom ursprünglich freien Gute auch auf die Lehngüter 
übertragen wurde, als mit welchen die Lehnsherren freie Männer 
belehnten unter der Bedingung, dass sie die üblichen Mannen- 
dienste und Lehnstreue leisteten. Wie das Lehnswesen so recht 
das dem Mittelalter Eigentümliche war und vom deutschen Kai- 
ser herab, welcher seine weltlichen Länder und Rechte vom Papste 
zu Lehn trug, durch alle Volksklassen hindurch bis zum Grund- 
holden ging, der, wenn auch in unfreier Nachbildung als des 
Guisherrn Lehnsmann erscheint, so war es natürlich, dass mit der 
sächsischen Einwanderung des 12, und 13. Jahrhunderts auch dos 
Lehnswesen nach Mecklenburg kam. Hier sollen aber bis zum 
1 7. Jahrhundert hin alle Landgüter als Lehen zu betrachten sein'), 
wenigstens haben die Landesherrn beim Aussterben der Familien 
immer die Lehnsqualität der Landgüter, also ihren Heimfall in 
Anspruch genommen und durchgesetzt. Erst seit dem Anfange 
des 16. Jahrhunderts begann sich allmählig das Verhältniss der 
freien Allode zu bilden. Soweit historische Nachrichten reichen, 
waren die Landgüter in Mecklenburg erblich, wie sie überall in 



1) Lisch, Jahrb. f. meckl. Gesch. XI. S. 183. Wenn diese Ansicht rich- 
tig, ist die Thatsache jedenfalls bemerkenswerth. Nach der Eroberung und 
Colonisation Mecklenburgs durch die Sachsen seit dem Ende des 12. Jahrh. 
treten gleich eine Menge germanischer Edlen urkundlich auf, während das 
Fürstengeschlecht von slavischer Abstammung durch Heinrich den Löwen im 
Besitze der Herrschaft gelassen wurde. Jene germanischen Edlen mussten 
also sofort zu den slavischen Herrschern ins Lehnsverhältniss getreten sein, 
ein Umstand, welcher sich daraus erklärt, dass diese slavischen Fürsten ihr 
Land von dem Sachsenherzog selbst zu Lehn empfingen. Dennoch liegt in 
diesem Verhältnisse ein Beweis dafür, wie (Treigenthümliches selbst die 
Schranken der Völkerfeindschaft zu beseitigen vermag. Man hat nicht nöthig, 
hiebei zu der Erklärung zu greifen, dass jenes Lehnsverhältniss erst später 
während der zahlreichen Kriege entstanden sei, wo die Edlen, wie auch in 
andern Ländern geschah, das Bedürfniss fühlten, sich durch Oblation ihrer 
Besitzungen in den Lehnsschutz des Mächtigsten , des Landesfürsten, zu be- 
geben. 



mit besonderer Rücksicht auf ihre standischen Rechte und die Landtage. 313 

Deutschland waren oder wurden. Hiefür muss der Grund in den 
damaligen allgemeinen Zeitverhältnissen und Anschauungen gele- 
gen haben, und wenigstens für Mecklenburg lässt sich die Zweck- 
mässigkeit der Erblichkeit wohl begründen dadurch, dass die Be- 
sitzer in unzähligen Kriegen und Streitigkeiten ihren Besitz immer 
wieder von Neuem erkämpfen, zerstörte Wohnsitze wieder erbauen, 
verwüstete Felder wieder in Ordnung bringen mussten u. s. w. 
Dies aber konnten sie nur dann thun, wenn ihnen ein Anrecht 
für die Zukunft oder die Erblichkeit zustand, es zwang sie sonst 
kein Interesse , und diejenigen, welche die Erblichkeit der Lehen 
tadeln, bedenken nicht, dass ohne sie die deutschen Staaten zehn- 
mal würden zu Grunde gegangen sein. 

Heute bestehen in Mecklenburg 383 Vi Allodien und 689 '/i 
Lehngüter ' ), welche letztere (mit Ausnahme von 4 Frauenzim- 
mer- oder Kunkel-Lehen) sämmtlich Mannlehen sind. Von den 
Allodien sind 28 und von den Lelmgütern 50 Familien-Fideicom- 
misse, unter welchen sich nur zwei bürgerliche befinden. Wie 
schon unter den einzelnen Gütern Besitzungen von mehr als einer 
Mill. meckl. □Ruthen 2 ), also fast '/» n Meile Areal, so finden 
sich unter den Fideicommissen Besitzungen von fast fürstlichem 
Umfange. Beispielsweise nennen wir das gräflich Plessen- 
Ivenack'sche, welches l'/ 4 □Meile mit 1950 Einw., das gräflich 
Bolhmer-Bothmer'sche , welches l'/ 5 {JH. mit 2600 Einw., das 
gräflich von der Schulenburg-Krankow'sche, welches 900,000 QR. 
mit 700 Einw., das gräflich Bernstorf-Dreilützow'sche , welches 
fast 1 QM. mit 1250 Einw., das gräflich SchliefTen-Schlieffen- 
berg'sche, welches % UW. mit 700 Einw. enthalt. Die übrigen 
Fideicommisse schwanken in der Grösse von 7 5 — Vj QM.; die 
grösslen Besitzungen des Landes, die gräflich Hahn-Basedow'schen, 
welche 4 QM. mit 6000 Einwohner umfassen, bilden kein Fidei- 
commiss, eben so auch nicht die gräflich Bernstorf-WedendorP- 
schen Güter von über 4 / 5 QM. mit 1500 Einw. Alle Fideicom- 
misse sind erst im Laufe des 18. und 19. Jahrh. entstanden. 

Die Rittergüter Mecklenburgs befanden sich bis zum Ende 

1) Im Jahre 1843 nur 155 Allode und 596 Lehngüter. Hempel, Statist. 
Handbuch. S. 241. 

2) 15,283 preuss. DRuthen = 10,000 meckl. 
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des 17. Jahrhunderts fast ausschliesslich in den Händen des 
Adels, woraus sich dann später die irrthUmliche Ansicht bildete 
und festsetzte, dass die Begriffe Adel und Ritterschaft von 
vornherein gleichbedeutend gewesen seien. Aus dieser Ansicht 
entwickelten sich seit dem Anfange des 18. Jahrhunderts als der- 
jenigen Zeit, wo bürgerliche Hände mehr und mehr in den 
Besitz von Rittergütern gelangten, Streitigkeiten mancherlei 
Art, auf welche wir später theilweise wieder zurückkommen. 
Hier deuten wir nur auf Eine hin, welche mit der Entwickelung 
des Lehnswesens in innigerem Zusammenhange steht. 1 789 näm- 
lich machte der Adel den Versuch, die Unveräusserlich- 
keit der Lehen zu behaupten, um hieraus ein agnatisches Recht 
auf die schon veräusserten, in bürgerliche Hände übergegangenen 
Lehen geltend machen zu können 1 ). Natürlich ging diese dem 
wirklichen Sachverhalte, wie dem geltenden Rechte Hohn spre- 
chende Forderung nicht durch, hatte vielmehr die für den Adel 
sehr unangenehme Folge, dass die bürgerlichen Rittergutsbesitzer 
das rechtliche Verhältniss genauer zu erforschen begannen, da- 
durch zur Erkenntniss ihrer Rechte gelangten und sich zur Wah- 
rung derselben allmälig sammelten. Jene Forderung war unrecht; 
denn in Mecklenburg ist, wie in den mehrsten deutschen Län- 
dern, der Adel nicht nur niemals die Bedingung zum Erwerbe 
eines Rittergutes, sondern vielmehr öfter die Folge vom Besitze 
eines sobhen gewesen. Auch waren die Rittergüter stets ver- 
äusserlich, -Nicht-Adelige s ) konnten sie von jeher sowohl erkau- 
fen , wie aus anderem Grunde erwerben , obwohl es Gebrauch 
war, dass sie die Lehndienste alsdann ablösen Hessen. Gleiches 
geschah bei solchen Gütern, welche durch Geistliche, Communen 
oder Stiftungen erworben wurden. Das Corps der Ritterguts- 
besitzer bildete zufällig deshalb eine adelige Corporation , weil 
schon 1523, als es noch keine bürgerlichen Gutsbesitzer gab, die 
Umstände sie genöthigt hatten, die sog. Union zu schliessen, 
welche den Landeslheilungen der Fürsten gegenüber den Zweck 
hatte, die Einheit des Staates hinsichtlich seiner ständischen Ver- 
fassung und seiner Grenzen zu erhalten. Hier trat nun das Corps 



1) E. Boll, Geschichte Mecklenburgs II. S. 329. 

2) Lisch, Jahrb. XI., 183 und an vielen andern Orten. 
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der Ritterguisbesitzer allerdings als „ Rillerschaft " zusammen , 
wahrend unter der Bezeichnung der mecklenburgischen Ritter- 
schaft ursprünglich die Gemeinschaft aller Derjenigen zu 
verstehen ist, welche landständische Rechte besassen. So weit 
die ältesten Nachrichten zurückgehen, treten als mit diesen Rech- 
ten bekleidet die Städte, die höhere Geistlichkeit und die Ritter- 
gutsbesitzer auf '3- Man hat demnach exemtionelle Bestrebungen 
der heuligen Ritterschaft als solcher mit Unrecht geradezu als 
Bestrebungen des Adels bezeichnet und sich hiedurch zu einer 
sehr unbegründeten Opposition gegen den Adel als solchen ver- 
leiten lassen. 

Die mecklenburgischen Lehngüter*) vererben, mit Aus- 
schluss der Töchter, auf die Söhne und wenn solche nicht vor- 
handen sind, auf die Agnaten oder diejenigen männlichen Seiten- 
verwandten, welche — gleichwie der letzte Besitzer des Gutes — 
durch eine ununterbrochene Reihe männlicher Descendenten vom 
ersten Erwerber des Lehns abstammen. Sind solche Erben über- 
all nicht vorhanden, so fällt das Lehn an den Landesherrn heim, 
doch haben in diesem Falle, sowie auch, wenn das Lehn an 
Agnaten fällt, die Töchter des letzten Besitzers (für welche der 
Lehnserbe eventuell als Lehnsträger eintritt} das sog. Erbjung- 
fernrecht, den lebenslänglichen Niessbrauch des Gutes. Heimge- 
fallene Lehen sollen nach allgemeiner Auffassung vom Landes- 
herrn nicht gänzlich eingezogen, sondern an „getreue Landes- 
patrioten" wieder verliehen werden 3 ). Seit einigen Jahren ist 
es zweifelhaft geworden-, ob, wenn der Vater den Verkauf des 
Lehns für seine Söhne testamentarisch anordnet , diese dadurch 
verpflichtet sind oder nicht, wenngleich feststeht, dass die Lehns- 
nachfolger durch die Handlungen und Bestimmungen ihrer Ascen- 
denten im Allgemeinen verpflichtet sind. Ebenso ist -es streitig 
geworden, ob die Töchter aus dem Lehen nur Alimente und 
Aussteuer oder ob sie fordern dürfen, dass Lehn und Allodium 



1) Gesch. der meckl. Landst. 

2) Rothe, Prof. Dr. Das mecklenburgische Lchnrecht. 

3) § 443 des landesgrundgesetzlichen Erbvergleichs v. J. 1755. Aus 
der Fassung dieses §. scheint solche Verpflichtung für den Landesherrn nur 
bedingungsweise, wenn es in seinem Belieben steht, hervorzugehen. 
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Falles nicht lehnhafle Eigenthum) zusammengeworfen und ihnen 
die halbe Portion der Söhne gegeben werde')- — Die mecklen- 
burgischen Lehen sind, wie schon gezeigt, veräusserlich, auch 
verschuldbar und fallen durch Concurs aus der Familie. Doch 
dürfen auf den letzten Augen stehende Lehen ohne landesherr- 
lichen Consens weder veräussert noch weiter verschuldet werden, 
auch haben die Agnaten beim Verkaufe eines alten Lehns noch 
ein Jahr lang das Vorkaufs- und Retracts-Reclit, gegen dessen 
Ausübung den etwaigen Käufer nur Lehnsproclame schützen. 
Für den beim Verkaufe erforderlichen landesherrlichen Consens 
sind Vi Proc. und für die Kanzleigebühren ebenfalls '/? Proc. 
des Kaufgeldes zu erlegen, ausserdem noch 2 Proc. Laudemial- 
gelder. Hinterlässt ein Vater seinem Sohne das Gut, so ist, mit 
Ausnahme einiger, bei welchen der Consens in allen Veränderungs- 
fällen nachgesucht werden muss, kein Consens erforderlich, fällt 
es an einen Bruder, so wird jener frei ertheilt, geht es an einen 
Agnaten über, so zahlt dieser für ihn nur '/4 Proc- Der Käufer 
kann seine Agnaten aber bis zum fünften Grade ausschliesslich 
als Lehnsfolger mit in das Lehn aufnehmen lassen (die sog. 
reversalmässigen Agnaten). Es kann auch ein Lehngut für ein 
Erlegniss von 3 Proc, doch nicht ohne Einwilligung der Agnaten, 
allodificirt werden und dies geschah seit dem 17. Jahrh. ziemlich 
häufig, soll aber in neuester Zeit erschwert worden sein. Die 
Kriegsleistungen , welche früher am Lehn hafteten , die servitia 
mililaria, sind 1809 ohne Entschädigung aufgehoben worden, die 
ausserordentlichen Ehrendienste an den fürstlichen Höfen dagegen, 
die servitia aulica, sind vorbehalten. 

Auch Bauerschaften haben in früheren Zeiten Lehngüter 
erworben und würden dies noch heule dürfen. Es gibt sechs 
solcher Bauerschaften im Lande, welche die Gesammtheit ihrer 
Hufen als Lehn besitzen und aus deren Mille Einer als Lehns- 
Iräger fungirt. Mitglieder auswärtiger regierender Häuser dürfen 



1 ) In einem Prozesse, welchen eine Lehnjungfer von Bülow wegen ihrer 
Aussteuer führte, entschied Herzog Johann Albrecht (d. d. 15. Oktb. 1569) 
dahin, „es sei Landesgebrauch, dass die Aussteuer einer Lehntochter soviel 
betrage, wie eine jährliche Nutzung aus dem väterlichen- Gute. 4 Lisch, Jahrb. 
X. S. 249. 
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seit 1842 (der regierende Fürst von Schaumburg-Lippe hatte in 
schneller Folge 12 Hauptgüler mit einem Areal von fast 2 QM., 
mit 24 Ortschaften und über 2700 Einw. in Mecklenburg erkauft, 
von welchen jetzt ein Theil wieder veräussert ist} keine Ritter- 
güter erwerben, ebenfalls nicht Stiftungen und Communen; die 
von der mecklenburgischen Landesherrschaft aber erworbenen 
und noch zu erwerbenden sollen nach ihren Real-Rechten und 
Pflichten immer als zur Ritterschaft gehörig betrachtet weiden. 

Früher gab es in Mecklenburg auch Lehn- und Freischulzen, 
welche ihre oft bedeutenden Ländereien als freies Lehn besassen 
und einen landes- oder schutzherrlichen Lehnsbrief erhielten. 
Im Schwerin'schen gibt es jetzt keine Lehnschulzen, im Strelilz- 
schen aber noch 18. In einem Auszuge 1 ) aus dem Amtsbuche 
der Johanniter -Comthurei Nemerow v. J. 1572 heisst es, bei 
einem Verzeichnisse der aus den Gütern und Dürfern zu be- 
ziehenden Hebungen, wörtlich: „ Das Dorff Gnewitz:... Das 
Schulzengei icht erbet vff menliche Leibeslehnserben, (beim Dorfe 
Rouenn und mehreren anderen: „Dass Schulzen ampt erbet auff 
söhn vnnd tochter" etc. etc.) muss die lehn von der herschaft zu 
Nemerow empfangen vnd mit 10 fl. lössen, hatt zum Schulzen 
Ampt zwei huefen landes, so nach Strelitz verlandlbedet werden 
und was er mehr vermuge des lehnbrieffes bei dem Schullzen- 
gerichte hat, gibt 20 gr. vor (statt) ein Lehnpferdt, 1 wispel 
ablager hafer, l'/j Pfd. wachs zum Gottess Hauss Lütken (Klein) 
Nemerow. Dem schultzen in diesem Dorffe werden jehrlichen 
von der Nachbarschaft (welches in dem Dorffe vmbgehet) vier 
Hüner gegeben vnd welcher das Jahr dem Schultzen gibt, der- 
selbe gibt kein Hünergelt nach Nemerow " etc. etc. Daneben wird 
eine Urkunde vom Jahr 1365 milgelheilt, wie der Comlhur Georg 
von Ribbeck zu Nemerow dem Hans Röggelin das Schulzengericht 
zu Gudendorf verleiht. Dieser soll es besitzen „in crafft dieses 
briefes in aller mathen vnd form, so Iehens recht is. Hievor 
schall er betalen vehr mark Finkenogen gangkhafftiger müntze 
vor (stall) ein lehnpferdt" ti. s. w. Diese Schulzen verwalteten 
das hohe und niedere Gericht. Im Jahre 1646 behaupteten die 



1) Lisch, Jahrb. IX., S 190. 284 
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Schulzen der Comthurei Nemerow, „dass wenn sie in Criminal- 
sachen das Gericht hegten, dem ältesten jedesmal ein halber 
Thaler und ihnen zusammen vor und nach gehaltenem Gerichte 
„eine Mahlzeit Essen nebens einer tonne bier gegeben werde." — 
Hieraus wird die frühere interessante Stellung dieser Schulzen 
klar werden; die Mehrzahl von ihnen hat sich in der Nähe der 
ehemaligen Johanniter-Comthurei Mirow (welche ebenso wie ihre 
Filiale Nemerow und Gardow zum Heeimeisterthum Sonnen- 
burg in der Neumark gehörte) erhalten, zwar als Lehnsbesitzer, 
jedoch ohne Gerichtsbarkeit. 

Die Allodien sind natürlich freie Besitzungen; nur bei 40 
bedarf es für den Fall des Verkaufes oder der Vererbung eines 
landesherrlichen Consenses, weil bei diesen das landesherrliche 
Vorkaufsrecht stattfindet. Immer aber muss '/« P roc - des Kauf- 
geldes als Gebühr erlegt werden. Einige Allodien sind verpflichtet 
zur Erneuerung der Allodial-Briefe in allen Veränderungsfallen, 
4 Allodien zum Nachsuchen des landesherrlichen Consenses in 
Voräusserungsfällen, 94 zahlen die sog. Königsbede an das compe- 
tirende Amt und 97 Allodial-Güter haben eine jährliche Allodial- 
Recognition zu entrichten, welche immer den dreissigsten Theil 
der Allodifications-Erlegnisse bildet und als feststehende Guts- 
abgabe in das Hypothekenbuch eingetragen werden muss. 

Alle Güter zerfallen in Haupt- und Nebengüter und nur auf 
ersteren ruht die Landstandschaft. Von sämmtlichen 1003 Haupt- 
gütern des Landes sind 435 im Besitze von 296 adeligen und 
368 im Besitze von 316 bürgerlichen Familien; die übrigen 
Güter verlheilen sich unter Stiftungen, Communen u. s. w. Der 
Zahl nach sind demnach die bürgerlichen Rittergutsbesitzer in 
der Mehrheit, den weitaus grössten Arealbesilz haben die adeligen, 
von denen Manche grosse Güter-Complexe besitzen. Es sind 
die mecklenburgischen Güter aber geschlossene Güter, welche 
nicht beliebig getheilt werden dürfen. Nur in dem Falle darf 
ein Nebengut vom Hauptgute abgelöst und selbst zu einem solchen 
gemacht werden und nur in dem Falle wird ihm dies nicht (vom 
Corps der Gutsbesitzer) verweigert, wenn jedes, sowohl das 
neue, als auch das alte Hauptgut, mindestens 2 calastrirte Hufen 
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(jede von 600 bonilirlen Scheffeln ') an Hoffeld behält. Das etwa 
an Bauern ausgegebene Feld rechnel hiebei nicht mit. Auf 
Gütern bis oder unter 2 Hufen Areal dürfen überhaupt keine 
neue Bauerslellen errichtet werden, von grösseren darf zu diesem 
Zwecke nur soviel abgenommen werden , dass sie mindestens 
2 Hufen behalten. Von den über 4 Hufen grossen aber dürfen 
dazu höchstens 2 Hufen verwandt werden. Es ergibt sich hier- 
aus, dass die adeligen Guisbesitzer noch reiche Gelegenheit 
haben, durch Erhebung der Nebengüter ihrer Gutscomplexe zu 
Hauptgülern, neue Güter zu bilden und durch Verleihung der- 
selben an ihre Söhne in wichtigen Fällen ihre Anzahl derjenigen 
der bürgerlichen Gutsbesitzer gegenüber zu vermehren. 

Auf dem Grunde dieser Besitzverhällnisse nun erbaute sich 
der Staat. Zunächst der Feudalstaat des Mittelalters. Wie in 
diesem jeder Grundherr, auch der Fürst als solcher, für seine 
und seiner Unterlhanen Bedürfnisse selbst und grundsätzlich allein 
zu sorgen halte, wie sich hieraus langwierige Zwistigkeiten ent- 
spannen und finanzielle Verlegenheiten entwickelten, ist schon an 
anderem Orte'J gezeigt worden. Der Feudalstaat war eigentlich 
gar kein Staat, sondern nur ein Verband lehnspflich liger Agglo- 
merate und die Lehnspflichl tragen die Grundbesitzer bekanntlich 
nicht dem Staate gegenüber , sondern sie ist ein Verhältniss 
zwischen Fürsten und Vasallen. So zeigt auch die Geschichte 
Mecklenburgs äusserst klar, dass es damals keine Staats-, sondern 
nur fürstliche Diener gab. Es ist eine höchst interessante Wahr- 
nehmung im Verlaufe dieser Geschichte, wie die feudale Idee 
allmälig in die palrimoniale (wir gebrauchen dieses Wort in 
Hinsicht auf den j etz igen Palrimonialstaat) übergeht. Eigentlich 
begann das Streben gegen den reinen Feudalismus oder viel- 
mehr gegen dessen Folge, die persönliche fürstliche Beschränkung, 
schon mit dem ebenso scharfsinnigen wie kräftigen Herzog Johann 
Albrecht II. (1329--1379) und zog sich nun in wechselseitigem 
Nachgeben bis in die Neuzeit fort. Die Fürsten sind hier die 



1) Bonitirte Schede! differiren nach der Güte des Bodens zwischen 75 DR. 
vom besten und 500 OR. vom schlechtesten Boden und der Boden selbst 
zerfällt nach der Bonitirung in 7 Klassen 

2) Deutsche Vierteljahrsschrift 1858. Heft 2. 

Z«ilsc6r. für SlüUw. 1860. 2« Hefl. 21 
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Träger der erweiterten Auffassung, sie überblicken mehr und 
mehr den ganzen Staat, der Begriff eines öffentlichen Wesens 
und Wohles tritt ihnen nahe, aus den fürstlichen Dienern werden 
Staatsdiener und endlich, je mehr sie von der Obergewalt des 
Kaisers sich unabhängig machen, desto mehr findet die souveräne 
Idee der neuzeitlichen Staatsgestaltung Eingang. Wenn auch 
nur sehr behutsam und ungern, sahen sich die Feudalen doch 
allmälig in diese Auffassung hineingezogen; wenn sie auch dem 
Grundsatze der freiwilligen Leistung nicht entsagten, anerkannten 
sie durch den tatsächlichen Abschluss bindender Verträge doch 
einigermaassen eine Pflicht lür's Ganze, was sich später durch 
Gründung und Mitbetheiligung bei gemeinnützigen Anstalten weiter 
zeigte — und so entstand der heutige Patrimonialslaat, der mit 
dem reinen Feudalstaate nicht identificirt werden darf. — 

Anfanglich und bis zur Reformationszeit hin müssen die 
mecklenburgischen Rittergüter sehr klein gewesen sein 1 }. Dazu 
war ein einziges Gut, wie aus den Urkunden vielfach erhellt, 
oft in den Händen mehrerer Besitzer und es zeigt sich nicht 
selten, dass in einem Dorfe mehrere Edclhöfe bestanden, wie es 
noch heute in einigen Mittel- und süddeutschen Staaten der Fall 
ist. Viele dieser Rittergüter wurden bald lief verschuldet, zur 
Hälfte, und mehr verpfändet, durch Schenkungen an die Geistlich- 
keit und durch fromme Stiftungen fjzv der Seelen Salicheit) in 
ihren Einkünften verringert und waren im Ganzen von sehr ge- 
ringem Werthe für die Besitzer. Letztere konnten schon aus 
diesen Gründen keine Ackerbauer sein, sie oblagen den Kriegs- 
und sonstigen ritterlichen Geschäften und der Besitz selbst hatte 
seinen grössten Werth wegen seiner zufälligen Einkünfte, z. B. 
wegen der mit ihm verbundenen oder ihm verliehenen Gerichts- 
barkeit (richte bögest vnde sidesl), welche eine Quelle von 
Sportein und Strafgefällen war. Es lässl sich wohl annehmen, 
dass die Besitzer ihre Aecker an die eigentlichen Bauern gegen 
Dienste und Leistungen verliehen, da es noch durchaus keine 
sog. Tagelöhner gab. Aber seit wann und nach welchen Grund- 
sätzen dies geschah, wie die ursprüngliche Stellung dieser 



1) F. Boll, Meekl. Strelita'sohes Wochenblatt. 1849. Nr. 18. Id. 
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Bauern war, ist wenig erforscht und überhaupt wohl nicht mehr 
mit Sicherheit zu ermitteln. Möglich, dass ein grosser Theil von 
ihnen, wie in dem benachbarten Pommern, von vornherein leib- 
eigen („eigene Leute") war und dass sich nicht erst durch den 
Eintritt freier Bauern in das Lehnsverhältniss zum Adel, nicht 
aus einer willkürlichen Verengerung und Beschränkung des letz- 
teren, der Frohndienst gebildet. Möglich, und bei der Unsicherheit 
der damaligen rechtlichen Verhältnisse erklärlich, ist aber auch 
Letzteres; wahrscheinlich, dass die Zahl der ursprünglich leib- 
eigenen Bauern sich durch den Eintritt in ein solches Lehns- 
verhältniss vermehrte. Denn wenn ein Theil von ihnen auch 
anfänglich frei war, so verlor sich leicht das Bewusstsein hievon 
und nur die Thatsache der Abhängigkeit blieb. Das ist aber 
ein dem ganzen Mittelalter eigentümlicher Zug, aus der That- 
sache ein Recht zu bilden, ein Verhältniss, welches längere Zeit 
hindurch unverändert bestanden hatte, als ein rechtliches zu be- 
trachten, ebenso aus dem ausschliesslichen längeren Genüsse ein 
ausschliessliches Recht herzuleiten. Auf diesem „Usus" beruht 
eine Menge selbst solcher historischer Berechtigungen, welche 
heute als wirkliche Rechte anzuerkennen man nicht wohl umhin 
kann. Uebrigens bezieht sich die historische Unsicherheit über 
die früheste Stellung der Bauern nur auf jene, welche wir später 
in einem Leibeigenschafts-Verhältnisse finden. Dass es ausser 
diesen seit aller Zeit freie Bauern gab, ist geschichtlich beglau- 
bigt und dadurch, dass sie sich in einigen Gegenden des Landes, 
z. B. im Fürstentum Ratzeburg '), noch bis heute erhalten haben, 
unzweifelhaft geworder. 

Erst nach der Reformationszeit, als die Waffen mehr und 
mehr ruhen mussten, als das Einziehen der höchst umfangreichen 
geistlichen Besitzungen, welche ein Viertheil und mehr des ganzen 
eullivirten Bodens umfasst haben mögen, vor sich ging, wurde 
der Adel auf den Grundwerth seiner Güter aufmerksamer. Er 
wandle sich von jetzt ab deren Verbesserung zu, die er aus den 
meistens gut bestellten geistlichen Grundslücken schätzen lernte. 
Leider wurde es nun sein Bestreben, die Kräfte auch der ihm 



1) Lisch, Jahrb. II. S. 141. 
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ursprünglich nicht leibeigenen Bauern gründlich auszubeuten. 
Im Jahre 1607 wurde auf dem Landtage zu Güstrow ') entschie- 
den, dass die Bauern (überall I) blosse Colonisten seien, dass sie 
dem Grundherrn auf Verlangen ihre Aecker abtreten müssten, 
„selbst wenn sie auch seil undenklichen Zeiten im 
Besitze gewesen wären!" Auf dieser ungerechten und 
harten Entscheidung 2 }, welche beweist, dass auch die Grundherren 
das ihnen sonst so heilige „alte Herkommen" nicht berücksichtig- 
ten, wann es ihrem persönlichen Vorlheile nicht entsprach, be- 
gründete sich das unter dem Kunslausdrucke des „Legens" 
bekannle Verdrängen der Bauern von ihren Hufen, welches den 
Rittergutsbesitzern 1621 für eitle an den Landesherrn zu zahlende 
Unterstützung von 1 Mill. fl. vertragsmässig zugestanden wurde. 

Als später während des dreissigjährigen Krieges ein grosser 
Theil des Landes, seine östliche Hälfte insbesondere, verwüstet 
worden, als viele Banerdörfer öde lagen und die Aecker wegen 
Mangel an Menschen unangebaut blieben , erweiterte sich das 
System der Leibeigenschaft. Ueberall wurden die — wie gesagt — 
meist verlassenen Bauerhufen zu den Rittergütern geschlagen, 
und wie dann die Bevölkerung sich wieder mehrte, wurden sie 
theilweise gegen Frohndienst wieder an Bauern ausgegeben. 
Diese tnussten jetzt den Hofacker bestellen, pflügen, mähen, 
dreschen u. s. w. und hallen dafür den Niessbrauch ihrer Hufen. 
Die Dienste richteten sich nach der Grösse der letzteren; ein 
Vollbauer diente wöchentlich 6 Haken- (Pflug-) Tage und lieferte 
einen, in der Ernte zwei Handdienste, der Halbbauer leistete die 
Hälfte dieser Dienste und so im Verhältnisse die übrigen. Die 
Frauen mussten im Winter eine bestimmte Quantität Flachs spin- 
nen. Es scheint, dass diese Dienste das Minimum der Leistungen 
bezeichneten ; denn da man annahm, dass die Bauerdienste unge- 
messene („indetertninali") seien , so lag das Mehr natürlich im 
Belieben des Grundherrn , welcher statt der Dienste auch eine 
jährliche Geldabgabe verlangen konnte. 

Mit dem Anfange des 18. Jahrhunderts bürgerte sich die 
Holsteinische Koppelwirtschaft in Mecklenburg ein. Vorher halte 

1) E. Boll a. a. 0. I. S. 353 ff. IL S. 463 ff. 

2) Lisch. Jahrb. X. S. 407. 
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man das Syslem der Dreifelderwirlhschaft befolgt, bei welchem 
man den Acker in drei Flächen theilte. Mit der Koppelwirt- 
schaft entstanden die Holländereien (Meiereien), jetzt gebrauchte 
man die doppelte und dreifache Zahl von Schlägen und diese 
wollte man nicht zu klein haben, theils weil man an grosse Flächen 
gewöhnt war, theils weil man nicht gern einen Ausfall an Korn 
haben wollte, theils zu Weiden für die grossen Viehheerden. 
Dies Bedürfniss gab den Bauern den Gnadenstoss , jetzt begann 
die Legnng in Massen. Diese wurden nun nach Verlust ihrer 
Hufen einfache Tagelöhner (die „Legung") oder — und das waren 
die Glücklicheren — sie wurden an die äusserste Grenze des 
Gutes versetzt, wo sie den schlechtesten Acker erhielten, aber 
sich doch als Bauern wieder einrichten durften (die „Verlegung"). 

Aus dieser Zeit ergibt sich klar, welch ganz andere Gesichts- 
punkte die Landesherrn hinsichtlich ihrer Unterthanen schon ge- 
wonnen halten. Früher war das Verhältniss im Domanium ziemlich 
dasselbe, wie in der Ritterschaft; wenn dort auch die Güter 
verpachtet, so waren doch die Bauern ebenfalls zum Hofdienste 
auf ihnen verpflichtet. In der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
aber, wo das Legen der Bauern auf den Rittergütern in der 
höchsten Blüthe stand, begann sich die Stellung der Bauern im 
Domanium zu befestigen, so dass diese allmälig in ein Pacht- 
verhällniss zum Landesherrn übergeleitet wurden, welches auf sehr 
humanen Grundsätzen beruhte, nach welchen es mehrstentheils 
noch heule besteht. Ein Theil der Pachtbauern ist neuerdings 
in das noch selbstsländigere Erbpachtverhältniss übergetreten, alle 
Bauerhufen sind erblich und die gesammte Klasse überhaupt 
erfreut sich in mancher Beziehung einer sehr bevorzugten Stellung. 

Die traurige Berechtigung des Bauerlegens, deren Entstehung 
wir hier geschichtlich entwickelt haben, haftet noch heute an 
den Rittergütern und wird leider noch hie und da geübt, wenn 
auch nur in der milderen Form der Verlegung. Zu begründen 
ist diese Berechtigung freilich so gut, wie manche andere histo- 
rische und wir wollen auch zugestehen, dass sie eine vertrags- 
mässig gewonnene ist. Aber wo eine Berechtigung so sehr 
denjenigen Begriffen von Gerechtigkeit widerstrebt , welche die 
Menschheit auf der gegenwärtigen Stufe ihrer Fortbildung ge-- 
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wonnen hat, da musste sie doch ohne Zweifel aufhören. Dafür 
haben sich seit vielen Jahren schon Männer der verschiedensten 
Lebenstellungen ausgesprochen, ohne dass bisher mehr erreicht 
worden, als dass jenes Recht nicht mehr in grösserem Maasse 
geübt wird. Selbst ein ruhendes Recht aber und ein solches ist 
das in Frage stehende doch erst, wenn wir nicht irren, seit 6 
bis 8 Jahren — kann unter Umständen wieder gefahrlich wer- 
den. Dazu kommt aber, dass schon durch den Erbvergleich vom 
Jahre 1755, welcher die Magna charta Mecklenburgs ist, aller 
Wahrscheinlichkeil nach das Recht der Legung, wenn nicht auf- 
gehoben, doch beschränkt werden sollte. Die §. §. 334 und 336 
desselben handeln von dieser Sache, haben aber in dem Bemühen, 
beiderseitige Rechte oder was man damals für solche hielt, zu 
bewahren, nirgends zu verletzen und den langjährigen Streit 
zwischen Fürsten Und Ständen, welchen der Erbvergleich eben 
beschliessen sollte, nicht wieder aufzurühren, leider eine so un- 
bestimmte und unklare Fassung erhalten, dass eine Berufung auf 
sie nicht thunlich ist. Dennoch wird schon hiedurch das Recht 
jedenfalls ein zweifelhaftes und die moralische Verpflichtung, 
sich desselben zu begeben, wird vor Gott und Menschen um, so 
dringender. Nichts desto weniger haben die Landstände dies 
Recht, welches ihnen durch Beschluss der Abgeordnetenkammer 
1849 entzogen war, 1850 einfach wiederhergestellt. 

Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts änderte sich in 
den Verhältnissen zwischen Rittergutsbesitzern und ihren Unter- 
gebenen Manches. Der menschenfreundliche Grossh. Friedrich 
Franz f., einer der kräftigsten deutschen Fürsten seiner Zeit, 
ging schon im Jahre 1808 die Stände auf dem Convokationstage 
zu Rostock um ihre Zustimmung zu gänzlicher Aufhebung der 
Leibeigenschaft in Mecklenburg an. Die Stände scheinen über 
diesen Antrag völlig verblüfft gewesen zu sein, sie beobachteten 
ihm gegenüber ein hartnäckiges Schweigen. Glücklicher Weise 
war der Fürst energisch und thätig und erreichte durch unaus- 
gesetztes Bemühen, dass 1815 die Städte beistimmten. Erst 1-820 
trat auch das Corps der Rittergutsbesitzer ') mit nur einer dissen- 



1) Natürlich gab es Ausnahmen. Der Erblandmarschall F. von Maltzan 
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tirenden Stimme bei. Aber wie es in Mecklenburg leider zu oft 
geschieht, als die Sache weiter gelangte, wussten letztere doch 
Manches zu retten, was nicht viel Anderes ist, als eine milde 
Leibeigenschaft. Der Gutsherr besitzt über seine Untergebenen, 
besonders über seine Tagelöhner noch immer eine zu grosse 
Gewalt und letztere sind factisch noch immer von ihm abhängig. 
Schon das Kind muss, sobald es seine Kräfte und gesetzlich auch 
seine Schulzeit (wobei aber zu bemerken , dass Kinder über 12 
Jahre gewöhnlich nur die Winterschule besuchen , um während 
des Sommers „dienen" zu können) erlauben, an der Arbeit Theil 
nehmen, Erwachsene dürfen nur mit Erlaubniss des Herrn aus- 
wärts ') Dienste suchen, dürfen nur mit seiner Gestattung in der 
Wohnung, welche er ihnen gibt, sich niederlassen und nur wenn 
er ihnen Wohnung gibt, sich verheirathen. Dafür sind sie ver- 
pflichtet, die sechs Wochentage gegen Lohn Tür den Herrn zu 
arbeiten, beide Mann und Frau, für welche leztere im Ver- 
hinderungsfälle ein Stellvertreter, sog. „Hofgänger", gestellt 
werden muss. Vom Lohne, und zwar gewöhnlich von demjeni- 
gen der Frau, wird für die Miethe des Hauses, die Pacht des 
Gartens (60—80 □Ruthen , welche die Leute selbst ausser der 
Arbeitszeit — meist an Sonntagen — bestellen müssen) und 
sonstige Emolumente abgerechnet. Die Arbeitszeit dauert bei 
2 Stunden Unterbrechung von 6 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends 
im Sommer, im Winter so lange man sehen kann, der Lohn 
beträgt für die Männer 10 und 8, für die Frauen 8 und 6 Schil- 
linge*). Die Wohnung gehört natürlich dem Herrn, welcher 
also nach Belieben kündigen kann, Zwar soll dies auch der 
Arbeiter können, aber er kann es nicht, weil er anderswo nicht 
wieder aufgenommen wird. Seit 1823 ist der Herr als Orts- 
obrigkeit verpflichtet, dem gekündigten Arbeiter, welcher auswärts 
kein Unterkommen gefunden, , ein Obdach zu geben, d. h. eine 
Stube mit Ofen, wofür Miethe bezahlt wird. Auch" soll ihm Arbeit 



auf Penzlin hob am JH. Oclb. 1816 freiwillig auf allen seinen Gütern die 
Leibeigenschaft auf, wie E. Boll a. a. erwähnt. 

1) Im lieben Deutschland ist ein Staat das Ausland des anderen, so in 
strickter Consequenz hier ein Gut das Ausland anderer. 
"2) 48 Schillinge = 1 Thaler preuss. 
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gegen Lohn gegeben werden — ungenügende Bestimmungen, 
wie leicht ersichtlich, da der Herr Ortsobrigkeit und Arbeitgeber 
zugleich ist. In solcher Lage stehen in Mecklenburg wenigstens 
50,000 Menschen, welche für die angestrengteste Arbeit kaum 
das tägliche Brod haben, dagegen oft strenge und launische Be- 
handlung Letztere geht, um die Wahrheit zu sagen, weniger 
von dem Herrn selbst, als von den bei der Grösse der Güter 
nothwendigen Mittelspersonen, den Inspektoren, Wirthschaftern 
(oft unreifen Knaben) aus. Dies ist eine allbekannte Sache, 
welche aber den besten Beweis für die Unhallbarkeit des Systems 
selbst gibt, da der Tagelöhner nicht leicht einmal gegen jene 
sein Recht bekommen kann. Es ist allgemeine Sitte, den letz- 
teren möglichst auszubeuten; desshalb wird auch die Nieder- 
lassungs-Erlaubniss nur im Nothfalle ertheilt, zumal wenn in den 
Domanial-Dörfem während der eiligen ("Saat- und Ernte-) Zeit 
Arbeiter zu bekommen sind '). — Das System hat manches Gute, 
indem es dem fleissigen Arbeiter, hat er nur erst eine Wohnung, 
Brod bis an seinen Tod gibt und unter einem humanen Herrn 
ist die Lage eines solchen nicht übel. Der Nachtheil liegt in 
der zu grossen Abhängigkeit, in dem zu geringen Schutze gegen 
die Willkür eines inhumanen Herrn und Hesse sich vielleicht da- 
durch bedeutend heben, wenn dem Arbeiter beim Antritte seiner 
Wohnung ein schriftlicher Contracl eingehändigt würde, der auch 
diesem gegenüber seine menschlichen Ansprüche berücksichtigte. 
So lange ihm seine Abhängigkeit nicht als solche fühlbar war, 
ging es; seit einigen Jahren verschlechtert sich das Verhältniss 
und wir wundern uns nicht, dass man sich ihm zu entziehen 
sucht. Auf der anderen Seite herrscht auch nicht die rechte 
Erkenntniss und Humanität, wie die Anträge auf Wiedereinführung 
der Prügelstrafe und ähnliche, welche jährlich an den Landtag 
gelangen, beweisen. Was man dadurch wohl bessern würde? 
Höchstens gewänne man den Ruhm , seine Mitmenschen nicht 
sowohl, wie jetzt oft der Vorwurf gemacht wird, nach Amerika 
gemaassregelt, als aus dem Vaterlande geprügelt zu haben. 



1) Seit einigen Jahren kamen viele Arbeiter aus Süddeutschland nach 
Mecklenburg, welche durchschnittlich täglich wohl 20 Sgr bis 1 Rthl. ver- 
dienten. 
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Der Gutsherr hatte, soweit unsere Kenntniss reicht, über 
seine Untergebenen die Gerichtsbarkeit, und zwar haftete am 
Gute eo ipso, wie es scheint, im Allgemeinen nur die niedere, 
welcher alsdann als besonderes Privilegium auch die höhere 
hinzugefügt wurde. Das Gerichtswesen war seit dem 13. Jahrh. 
das gleiche, wie es bei allen germanischen Völkern stattfand'). 
Zum niederen Gerichte gehörten alle solche Vergeltungen , für 
welche die Strafe („Broke") 60 lubische Schillinge nicht über- 
stieg*); zum höheren Gerichte gehörten: fures, furo octo soli- 
dorum valorem excedente; latrones; incendiarii; homieide manu 
mortua presente; violentie illatores; oppressores mulierum, rap- 
tores virginum, ita dumtaxat, si in ipso instanti mulier aut virgo 
violentiam clamore valido, sicut moris et per vicinos et adju- 
vantes fuerit attestata 3 ). Für alle Vergehen fand ausser der 
Sühne für den Verletzten auch eine gerichtliche Strafe statt, 
welche also eine Geldquelle für die Obrigkeit wurde. In den 
schwerinschen Städten wurde das Gericht anfänglich durch fürst- 
liche Vögte oder Amisvögte verwaltet, in den slargardschen durch 
unabhängige Stadtschulzen. Unter jenen standen bis zum 16. 
Jahrhundert auch die Gutsherrn 4 ) (der in den Städten wohnende 
Adel stand als Städtebewohner unter städtischer Gerichtsbarkeit 
und musste deshalb stets das Bürgerrecht erwerben). Auf dem 
Lande halten die Gutsherrn eigene Vögte oder Hessen das Ge- 
richt gegen einen Theil der Brüche von den fürstlichen Vögten 
mit verwalten. Im 16. Jahrh. mit Einführung des römischen 
Rechts traten jene in einen exemten Gerichtsstand, ganz natürlich, 
weil zu den Patrimonial-Gerichten die städtischen Richter ge- 
zogen wurden und sie nicht unter ihrem eigenen Gerichte stehen 
konnten. 

Die heutige Patrimonialgerichtsbarkeit umfasst das niedere 
Gericht, zu dessen Ausübung jedes Gut oder jeder Gutscomplex 
einen eigenen Richter (Justitiar) bestellt und das Criminalgericht 



1) Lisch, Jahrb. XV., S. 74. 234. 

2) E. Boll a. a. 0. L, S. 263 führt zur Vergleichung an, dass im Jahr 
1320 der Scheffel Koggen einen Schill, lüb. (solidus) kostete. 

3) Schroeder, Papistisches Mecklenburg I. S. 729. (Urkunde v. J. 1271.) 

4) Lisch, Jahrb. XIV. S. 119. 
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zu dessen Ausübung sich mehrere Güter gemeinsam einigen. 
Uns sind keine Fälle bekannt, in welchen durch jene Gerichte 
das Recht absichtlich gebeugt wäre; wir schweigen deshalb von 
den Vorwürfen, welche man ihnen häufig macht. Doch ist es 
nicht zu verkennen, dass eine kräftige Criminal- und Polizei- 
pflege, dass die Gründung gemeinnütziger Rechtsanstalten und 
die Vereinfachung der Juslizverfassung durch Aufhebung der 
exemten Gerichtsstände in dieser Einrichtung ein ebenso entschie- 
denes Hemmniss finden, wie im Besonderen die so höchst nöthige 
und wichtige Umgestaltung der Heimaths- und Niederlassungs- 
Verhältnisse, deren Möglichkeit bei den jetzt bestehenden Ein- 
richtungen völlig und wahrscheinlich leider noch auf lange Dauer 
problematisch bleibt. Andererseits muss es zugestanden werden 
dass die geringe Ausdehnung der Polizeibezirke die Verwaltung 
jener und besonders die Armenpflege erleichtert, ferner dass der 
Gutsherr als Obrigkeit zu seinen Untergebenen in einer Stellung 
sich befindet, die ihn, wenn er dafür Sinn und guten Willen hat, 
mit deren Verhältnissen genau bekannt macht und ihn befähigt, 
ihre Interessen zu wahren. Indessen da er letztere sehr oft 
nur gegen sich selbst zu wahret; hat und da die erstgedachten 
Vortheile jedenfalls nicht im Principe der Patrimonial-Gerichts- 
barkeit liegen, so wird der Unbefangene sich für ihre Beseitigung 
oder Umgestaltung entscheiden müssen. Auch ist es nicht minder 
wahr, dass sie für den Untergebenen die Erlangung des Rechtes 
insofern erschweren kann, als dieser — will er klagen — nicht 
mehr gegen eine Privatperson, sondern gegen seine Obrigkeit 
klagt , welche im Allgemeinen die Voraussetzung des Rechtes für 
sich haben wird. Wie der Gutsbesitzer in einen exemten Ge- 
richtsstand trat, weil er nicht unter seinem eigenen Richter 
stehen konnte, so dürfte er consequenter Weise seinen Unter- 
gebenen gegenüber auch nicht neben seinem eigenen Richter 
stehen. Es ist völlig gleich, ob Einwirkungen stattgefunden 
haben und stattfinden oder nicht; die Voraussetzung der Mög- 
lichkeit lässt sich nicht wegläugnen. Dies Bewusstsein ist beson- 
ders seit letzter Zeit in den Untergebenen sehr lebendig und 
darin liegt vornemlich die Gefahr der Einrichtung. Sie erfüllt 
ihn mit Zweifel, er fühlt sich bedrückt und da geschieht es dann 
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wohl, dass er die rohe Gewalt der Selbsthülfe vorzieht, um so 
leichter, wenn sich zu solcher die Gelegenheit vermeintlicher 
Straflosigkeit bietel. (Man denke an die schauderhafte Ermordung 
des Gutsbesitzers' Haberland und die ihr voraufgegangenen schmäh- 
lichen Kränkungen und Bedrückungen der Gutsleute, ferner an 
die Verwüstung auf den Torgelowschen Gütern, wo wenigstens 
von Seiten des Gutsherrn keine Bedrückungen stattgefunden hat- 
ten.) Allerdings sind dies nur Ausnahmen, aber wir führen sie 
auch nur zu dem Beweise an, dass die Möglichkeit, der Unter- 
gebene fühle sich rechlsverlassen , vorliegt. 

Ueber die Abgaben- und Steuerfreiheit der Ritterguts- 
besitzer, deren historische Erwerbung und ihren Nachlheil für 
die Enlwickelung des Staates ist schon an einem anderen Orte 
ausführlich gehandelt, weshalb wir darauf verweisen 1 ). 

Die Jagdgerechtigkeit hängt natürlich an dem Rittergute. 
Doch gibt es einzelne Ausnahmen; bei 83 Gütern ist die hohe 
Jagd für den Landesherrn reservirt worden. Es liegt in den hiesigen 
Verhältnissen, dass die Ausübung der Jagd nicht den Nachtheil 
bringt, wie in anderen Staaten, wo die durchschnittliche Grösse 
der Güter weit geringer ist. Die Nachbarn würden sich einen 
UebergrifF nicht gefallen lassen und die Untergebenen wurden 
nur zum eigenen Schaden verletzt werden. Dazu kommt, dass 
viele Güter früher grosse Waldungen besassen, welche hinreichen- 
den Raum boten und wo diese ausgerodet sind, ist das Wild 
mit ihnen verschwunden, also die Jagd nutzlos. Endlich geben 
die grossen Güter seit einigen Dezennien den Herren, welche 
sich jetzt lebhafter mit der eigentlichen Wirtschaft befassen, 
eine überreiche Menge von Geschäften , so dass man ihnen die 
Erholung einer Winlerjagd schon gönnen kann, unter welcher 
des Bauern Feld nicht leidet. 

An vielen Rittergütern haftet das Patronatrecht ; es gibt 
nämlich 5 Pfarren gemischten, grossherzoglichen und ritler- 
schaftlichen Patronats, 80 Pfarren ritterschafilichen, darunter eine, 
welche durch Solitär-Präsentation besetzt wird,- 1 1 Pfarren, deren 
Patronat mehreren ritterschaftlichen Gütern gemeinsam zusteht, 



I) Vgl. Deutsche Vierteljahrsschrift 1858. Heft 2. 
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und 9 Pfarren klösterlichen Palronats, darunter eine Solitair- 
Pfarre. Das Besetzungsrecht der Küstereien, Schulen u. s. w. 
hängt natürlich damit zusammen. Man mag über die Zweck- 
mässigkeit dieses Rechtes denken, wie man will, seine Berechti- 
gung, welche auf den Verdiensten der früheren Gutsbesitzer um 
die Kirchen und Schulen, auf Schenkungen und Stiftungen beruht, 
ist gewiss unbestreitbar. Jedoch liegt erfahrungsmässig der 
Missbrauch nahe, dass die Gutsbesitzer mit Uebergehung der 
älteren gerne die jungen Candidaten präsenliren, um der Wittwen- 
versorgung möglichst enthoben zu sein. Dass auch die Gemeinden 
darunter leiden können , wenn sie einen ungereiften Seelsorger 
bekommen, ist klar. Freilich machen es die Städte mit den ihnen 
zur Besetzung gebührenden Pfarren auch nicht anders. Es ist 
eben eine allgemeine Regelung in dieser Angelegenheit, wie auch 
schon öfter versucht worden, wünschenswerth , wenn wir auch 
keineswegs damit das starre Anciennetäts-Princip haben empfeh- 
len wollen. 

Einige andere mit den Rittergütern verbundene Privilegien, 
z. B. die Brau- und Brennerei-, die Krug- (Schenk-) und Mühlen- 
Gerechtigkeit waren zur Zeit ihres Entstehens theilweise noth- 
wendig, theilweise gingen sie aus dem Wunsche hervor, die 
Landwirtschaft zu heben und den Gutsbewohnern zum Leben 
notwendige Gegenstände in der Nähe zu liefern. Dies war 
z. B. mit der Mühlengerechtigkeit der Fall; wo keine Mühle auf 
dem Gute ist, müssen die Leute oft sehr weit mit ihrem Korn 
laufen oder das Mehl zu ihrem Nachtheile von den Müllern kaufen, 
welche letztere der Gutsherr schon eher zu conlroliren vermag. 
Da auch weder Branntwein noch Mehl in die Städte geführt 
werden darf, so ist es nicht wohl abzusehen, wie man diese 
Privilegien hat angreifen können; wir möchten vielmehr wünschen, 
dass sich allmälig auch andere Gewerbe auf dem Lande ein- 
bürgerten, und hinsichtlich der Mehlfabrikalion , dass diese in 
grösserem Maassstabe betrieben würde, damit statt des reinen 
Kernes mehr fabricirtes Mehl in Zukunft ausgeführt würde. 

Jedes Lehngut und Allodium Mecklenburgs bildet, mit Ein- 
schluss der gedachten Freiheiten uud Rechte, das, was man mit 
dem Namen eines Rittergutes zu bezeichnen pflegt. Es gab eine 
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lange Zeit, wo der gutsbesitzende Adel seine Privilegien als 
persönliche ansah und sie als solche vertheidigte, doch ist es 
genugsam von vielen Seiten hervorgehoben und wird jetzt wohl 
kaum noch bezweifelt, dass in Mecklenburg, wie in den übrigen 
Ländern Deutschlands, die Privilegien realer Qualität sind und an 
dem Gute haftend , mit diesem zugleich verliehen wurden , und 
aus einer Hand in die andere übergehen. Wir müssen gestehen, 
dass ein grosser Theil von ihnen auf anliquirten Ansichten be- 
ruhet und manche aus einseitig und willkürlich benutzten Ver- 
hältnissen hervorgegangen sind, doch ohne dass wir daraus das 
Ret'ht selbst anfechten möchten. Denn wenn auch ein nach den 
jetzigen reineren Begriffen von Recht und Sittlichkeit unrecht 
erworbenes Privilegium zwar nach einer Seite hin auf schwachen 
Füssen ruht, so ging es doch nichtsdestoweniger aus den gülti- 
gen Anschauungen und Verhältnissen der Zeit seines Entstehens 
hervor und wurde später durch mancherlei Verträge zum wirk- 
lichen Rechte erhoben oder befestigt. Deshalb ist es ein Irrthum 
und ohne Nutzen, wenn man vom heutigen Standpunkte der Bil- 
dung aus allein die sog. historischen Rechte beurtheilt. An 
diesem Fehler leidet die sonst treffliche „Geschichte Mecklenburgs" 
von E. Boll, welcher die Anschauungsweise früherer Zeiten viel 
zu wenig berücksichtigt, aus welcher doch allein die passende 
Richtschnur für das damalige Handeln vom Historiker gewonnen 
werden soll und kann. 

Ein anderes aber ist es um eine Darstellung in einer social- 
politischen Zeitschrift, wie wir sie geben, wo neben dem histori- 
schen Rechte vor allen Dingen die Zweckmässigkeit eines Ge- 
gebenen (eines Verhältnisses) gegenüber allem anderen Gegebenen 
in Betracht kommen muss. Wir können deshalb dem historischen 
Rechte um so mehr seinen gebührenden Raum lassen, wenn wir 
es anzuerkennen nicht umhin können; damit ist aber noch die 
Zweckmässigkeit nicht anerkannt, im Gegentheil, es bleibt aus- 
drücklich vorbehalten , aus dem Grunde eine Aenderung oder 
Aufhebung des Bestehenden zu befürworten , wenn dies mit den 
Verhältnissen und Ansichten der Gegenwart, die alle Staatsange- 
hörige auf gleiche Weise umfassen, in Conflikt geräth. Nach 
dieser Einleitung schreiten wir zur Betrachtung der Kloster- 
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frage, in welcher wir — was die historische Seite anbelangt — 
mit der Mehrzahl unserer Landsleute freilich nicht übereinstim- 
men werden. 

Was wir zunächst auf jedem Blatte unserer Geschichte 
treffen, dem begegnen wir auch hier, dem Streben von Seiten 
der Besitzenden, aus realen Rechten persönliche zu machen. Es 
ist urkundlich unbestreitbar festgestellt, dass im Jahre 1572 die 
Ritterschaft als solche für eine Zahlung von 400,000 fl. an den 
Landesherrn die Landesklöster erwarb. Zu jener Zeil bestand die 
Ritterschaft, nach dem in Folge der Reformation eben erfolgten 
Austritle der Prälaten, aber aus den Vertretern der Städte und 
den Gutsbesitzern, als Besitzer ihrer Güter. Demnach wurden die 
Klöster erworben von den Städten und den Gütern in ihrer 
Gesammtheit (welche auch die betreffende Summe für sie zahlte), 
durch die Organe ihrer Vertreter. Nun ist in früheren Zeiten 
niemals unter dem Namen der Ritterschaft ein einzelner Stand, 
niemals allein der Stand der Rittergutsbesitzer, weniger noch 
dieser als Männer vom Adel verstanden, sondern immer nur die 
Gesammtheit der Stände '). Wahr ist es freilich, dass das Corps 
der Rittergutsbesitzer zu jener Zeit nur aus Adeligen bestand, 
aber deshalb konnte eine an den Städten und Gütern haftende 
Erwerbung noch nicht auf die Personen übergehen. Ferner 
schlich sich später der Gebrauch ein, dass sich speziell die Be- 
sitzer der Rittergüter den Namen der Ritterschaft erwarben, 
während die Vertreter der Städte als Landschaft bezeichnet wur- 
den. Dadurch konnte aber ein rückwirkender Anspruch auf die 
Landesklöster für jene allein nicht begründet werden und 
geschah es, so war es, wenn es angegriffen wurde, eben kein 
wirkliches Recht. Dazu kommt dann noch, dass bei den neuesten 
Confirmationen der ständischen Privilegien die Klosterfrage eine 
offene und der Ausmachung auf prozessualischem Wege anheim- 
gestellt blieb, welcher Weg freilich nicht eingeschlagen wurde. 
— Dennoch ist der Adel stets allein im Besitze der Klöster 
gewesen, obwohl im Allgemeinen zugestanden werden muss, 



1) Geschiebte der meckl. Landstände, deren ganzer Inhalt vorneoilich 
auf die .Feststellung dieses Verhältnisses gerichtet ist. 
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dass sie ihm nie allein gehört haben. Jener Umstand erklärt 
sich dadurch, dass zur Zeil der Besitznahme die Vertreter der 
Slädte, welche in mancher Hinsicht, zumal wegen der Palrimonial- 
Gerichtsbarkeit von den Rittergutsbesitzern abhängig waren, keine 
Opposition wagten, sie begaben sich der Milbenutzung von Seiten 
der Städte stillschweigend. Der Adel nahm die Klöster also 
ungestört in Besitz und aus diesem Besitze wurde um so leich- 
ter der Begriff eines ausschliesslichen Hechtes, als gerade jene 
Zeit sich durch mancherlei Verwirrungen auszeichnete und die 
Einziehung der geistlichen Güter Überhaupt eine gewaltmässige 
Besitznahme war. Ohne Zweifel handelten die adeligen Ritter- 
gutsbesitzer, sicher deren Nachkommen in dem guten Glauben 
ihres Rechtes. Die Klöster waren nun seit mehr als 200 Jahren 
in den Händen des Adels ausschliesslich, als auch die .bürgerlichen 
Gutsbesitzer, deren Zahl sich indessen bedeutend vermehrt halte, 
Anspruch auf sie erhoben. Jene ganze Zeit hindurch hat der 
Adel sie ohne Einsprache weder von Seiten des Landesherrn, 
(sie wurden vielmehr vertragsmässig 1621 — ein wichtiger Um- 
stand ! — dem grundbesitzenden Adel allein übergeben), noch 
von Seiten der Städte besessen. Freilich haben die bürgerlichen 
Rittergutsbesitzer mit dem Gute auch die an ihm haftenden Real- 
rechte erkauft; sie konnten aber diese nach unserer Ansicht 
doch immer nur insoweit erkaufen, als der vorige Besitzer sie 
verkaufte. Dies geschah mit dem Rechte an die Klöster gewiss 
nicht, weil man dasselbe als ein persönliches unverkaufbares be- 
trachtete; bezahlt haben die Bürgerlichen dies Recht nie. So 
steht nun die Sache und es fragt sich, wem die Klöster gehören, 
eine Frage, welche in ihrer schwierigen Enlscheidung noch einen 
langwierigen Prozess hervorrufen kann, wenn sie nicht, wie es 
dringend zu wünschen ist, durch friedlichen Vergleich beigelegt 
wird. Zu diesem Vergleiche aber sollten sich die adeligen 
Rittergutsbesitzer doch verpflichtet fühlen im Hinblik auf die Art 
der Erwerbung. Für den Augenblick wird das Recht der Theil- 
nahme an den Revenuen der Klöster als ein persönliches geübt 
nicht nur von den adeligen Rittergutsbesitzern, sondern von dem 
ganzen Adel, mit Ausschluss der Nicht-Recipirten (s. u.) Die 
Einkünfte werden in Hebungen an Geld und Naturalien getheilt, 
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welche die in's Klosterbuch eingeschriebenen Töchter des Adels 
beziehen. Für die Töchter von Bürgerlichen , besonders aus 
den Städten, sind nur 10 Stellen offen gebissen, und darf diese 
Zahl nicht ohne Weiteres vermehrt werden. 

So unerquicklich der Streit um die Klöster, so nachtheilig 
ist er auch, weil er den Adel nur im starren Festhalten an seiner 
exclusiven Stellung und an seinen sogen. Standesprivilegien be- 
stärkt hat. Denn noch ist dem Adel die Gewohnheit geblieben, 
die bürgerlichen Rittergutsbesitzer als Eindringlinge oder als ein 
nothwendiges Uebel zu betrachten, dessen er sich so schnell 
wie möglich entledigen möchte. Desshalb widersetzt er sich der 
Anerkennung mancher Realrechte als solcher und beharrt dabei, 
sie als persönliche Rechte in Anspruch zu nehmen, wie er sie 
allerdings als Erbe väterlicher Anschauungen empfangen hat. 
Auf den Landtagen hat er, da auch manche Bürgerliche mit 
ihm stimmen , da er durch genaue Kennlniss der Landesange- 
legenheiten vor diesen ein bedeutendes Uebergewicht besitzt, 
immer noch die Majorität und wird sie noch lange behalten. 
Die Bürgerlichen aber sollten bedenken, dass es immer ein 
grosses Opfer ist, wenn man Befugnisse, die man lange geübt, 
ohne Weiteres abgeben soll und desshalb solche nicht zum 
Hauptzwecke ihres Strebens machen , sondern vielmehr dieses 
auf die wahren und für das ganze Land erspriesslichen Fort- 
schritte lenken. Da diess nicht genug geschehen, ist es zu einer 
Art Gegnerschaft auf den Landtagen gekommen, welche dem 
Lande bei weitem nicht so erspriesslich ist, als eirimüthiges 
Handeln sein würde. 

Ein merkwürdiges, seiner Art nach in Deutschland — wie 
wir glauben — einziges Recht der mecklenburgischen adligen 
Gutsbesitzer ist das sogen. Indigenatrecht , welches unter dem 
Einflusse des hantiöver'schen Ministers von Bernstorf und des 
dänischen Ministers von Plessen (beide in Mecklenburg begütert) 
aus dem Indigenatrechte des dänischen Adels entstanden ist. Im 
Jahre 1706 ') stellte nemlich der hiesige Adel die Forderung auf, 

1) Im Jahre 1703 befanden sich neben 680 adligen 30 bürgerliche 
Rittergutsbesitzer im Lande. 
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dass niemand zu den Landtagen zugelassen werden solle, wel- 
cher nicht entweder zum eingeborenen Adel gehöre oder 
in das Korps desselben recipirt sei. Hier tritt zuerst die 
Theilung des Adels in alten und recipirten auf, welche sich von 
jetzt an mehr und mehr Geltung gewann. 1714 beschloss man, 
dass nur der alte Adel einen Anspruch an die Klöster habe, 
weil er „dieselben acquiriret, gestiftet und bene- 
ficiret" habe. Die Forderung der ausschliesslichen Land- 
standsfähigkeit von Seiten des Adels, wie man sie prätendirte, 
ist nicht durchgesetzt worden , wohl aber das ausschliessliche 
Anrecht an die Klöster und diess bestärkt uns in unserer oben 
ausgesprochenen Meinung , dass man zu jener Zeit diess Anrecht 
für ein wohlbegründetes hielt '). Zu dieser Ansicht neigten 
auch die Adligen , welche später erst Güter im Lande gewannen, 
ohne Ausnahme, da sie sich, wo es thunlich war, reeipiren 
liessen. Auch die Städte und Landesherrn erhoben damals gegen 
das Recht selbst keinen Widerspruch, obgleich die Fürsten es 
unmöglich gern anerkennen konnten. Desshalb mag auch wohl 
eine vertragsmässige Anerkennung fehlen, die man auch viel- 
leicht von Seiten des Adels nicht verlangte, zumal die That- 
sache, dass ein alter Landesadel gegenüber einem jüngeren 
bestand, nicht wegzuläugnen war. So setzte sich denn diese 
Unterscheidung fest, dass es im § 167 des Erbvergleichs Von 
1 755 schon heissen konnte , dass „die Landräthe (nur) aus dem 



1) Es liegt gar kein Grund zu der Annahme vor, dass der Adel sich 
mit der werthvollen ausschliesslichen Acquisition der Klöster begnügte 
weil er die ausschliessliche Landtagsfähigkeit nicht durchsetzen konnte. 
So stellt E. Boll (a. a 0. II. S. 321 ff.) den Sachverhalt dar. Im 
Besitze der Klöster war er ja längst, sie waren nach voller Ueberzengung 
sein; die Prätension der ausschliesslichen Landtagsfähigkeit war eine neue, 
welche ihm wohl selbst nicht gegründet schien , sonst hätte er sie sicher 
durchgesetzt. Aus jenem Grunde stand .er von ihr ab und diess — spricht 
für ihn. Wenn wir freilich auch unsere Ansicht aus Mangel an historischen 
Daten nicht begründen können und sie nur als Frage geben müssen, so ist 
doch ein sicherer Grund für die andere Ansicht auch nicht vorhanden. Wir 
aber verstehen uns nicht dazu, einem ganzen Stande bewusstes unrecht- 
mässiges Streben vorzuwerfen, so lange noch eine andere Auslegung mög- 
lich ist. 

ZeiUchr. f. Staatiw. 1860. 2s Hefl. 22 
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eingeborenen oder reeipirten Adel erwählt werden sollen" '). 
Die Receptions - Angelegenheit kam wieder auf dem Landtage 
von 1771 zur Sprache, wo ebenfalls ohne irgend welchen 
Widerspruch beschlossen wurde, dass derjenige, welcher sechs- 
zehn Ahnen nachzuweisen vermöge (was, beiläufig gesagt, dem 
grössten Theile des sogen, alten Adels ebenfalls unmöglich ge- 
wesen wäre) , wenigstens 4000 Rthlr. , wer das nicht vermöge, 
wenigstens 8000 Rthlr. Receptionsgeld zum Besten der Klöster 
zu erlegen habe. Endlich wurde auf dem Landtage des Jahres 
1774 festgesetzt, dass diejenigen adligen Familien, welche im 
Jahre 1572, in welchem von den Ständen die Klöster acquirirt 
wurden, im Lande begütert waren, zum alten Adel gehören 
sollten und dieser Beschluss wurde wieder ohne ständische 
Widerrede gefasst. Eist nach dem Jahre 1778 begannen längere 
Sireiligkeiten über diess Recht, deren Urheber der Ritterguts- 
besitzer Baron von Langermann auf Spitzkuhn war. Dieser stritt 
aber keineswegs gegen das Recht selbst 2 ) , sondern gegen die 
Folgen der Beschränkung, „indem dadurch der nicht reeipirte 
Adel von Aemtern ausgeschlossen und ihm, die Verwaltung von 
Kassen entzogen werde, welche ihn interessiren müssten." Er 
glaubte nemlich dem alten Adel anzugehören und hatte desshalb 
ein Gesuch eingereicht, welches abgelehnt wurde. Schliesslich 
liess er sich die Reception gefallen. 1793 erklärte der Herzog 
Friedrich Franz I. das Indigenat für ein Unding, welches in seinen 
Landen nicht bestehe; aber trotzdem bestand es und blieb bei 
Bestände , obwohl man nun die Reception zu erleichtern begann. 
Hiezu trieb jedoch auch der Umstand, dass die bürgerlichen 
Rittergutsbesitzer, deren Zahl sich 1795 schon auf 77 belief, eine 
compacte Opposition begannen, wesshalb auch der Adel für alle 
Fälle seine Zahl zu vermehren suchte. Heute kann jeder adlige 
Ritlergutsbesitzer, wenn er und seine Vorfahren nachweisbar 

1) Aus welchem Grunde soll diese Bestimmung nur „durchgeschlüpft" 
sein? (E. Boll a. a. II. S. 323) Wo ist denn der Beweis, dass sie 
nicht auf Vereinbarung beruhte, wie sie bei der Wichtigkeit des Erbver- 
gleichs mit Recht vorausgesetzt werden muss? 

2) Versuch über die Besserung des Nahrungsstandes in Mecklenburg. 
S. 278 (d. a. 1786.). 
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wenigstens 100 Jahre lang ununterbrochen mit Gutsbesitz im 
Lande angesessen gewesen , die Aufnahme in den eingeborenen 
Adel verlangen und diese darf nicht abgeschlagen werden 
(agnoscirter Adel). Ueber die Gültigkeit des Nachweises ent- 
scheiden der alte und der schon agnoscirte Adel allein. Die- 
jenigen adligen Rittergutsbesitzer aber, welche sich noch nicht 
agnosciren lassen dürfen, können um Reception nachsuchen. 
Hierüber entscheidet der ganze Adel mit Einschluss der bereits 
Recipirten. Das Gesuch kann aber unter Umständen abgeschlagen 
werden; die Erlegnisse betragen für den Fall der Aufnahme nur 
noch 1000 Rthlr. (Recipirter Adel.) 

Zu den Rechten des alten Adels gehört , dass einige Landes- 
ämter nur aus ihm besetzt werden dürfen. Diese sind: 1) das 
Amt der Landmarschälle , welche die Anführer und Redner der 
Rittergutsbesitzer auf den Landtagen sind. Diess Amt ist jedoch 
erblich; es giebt 3 Landmarschälle aus der Familie von Lützow 
auf Eikhof für das Herzogthum Mecklenburg '), der Freiherren 
von Maltzan auf Penzlin für das Fürstenthum Wenden, und der 
Grafen v. Hahn auf Pletz für die Herrschaft Stargard. Bei dauernden 
Verhinderungen ernennt der Grossherzog einen Vice-Landmar- 
schall , welcher die Vertretung einstweilen übernimmt. 2) Das 
Amt der Landräthe, deren es acht (vier für den mecklenbur- 
gischen und vier für den wendischen Kreis, darunter einen für 
Stargard) giebt. Zu diesem Amte werden je drei Personen 
vom alten Adel präscntirt, aus welchen der Landesherr den 

t) Zum besseren Verständnisse heben wir hervor, dass die beiden 
mecklenburgischen Staaten in landständischer Hinsicht ein Einziges bilden, 
ein feudum solidum et indivisum. Sie zerrallen aber in folgende politische 
Theile : 

1. Den mecklenb. Kreis oder das Herzogthum Schwerin, 

2. Den wendischen Kreis , welcher sich theilt in : 

a) das Fürstenthum Wenden oder das Herzogthum Güstrow, 

b) die Herrsch. Stargard oder den stargard'schen Kreis (Strelitz). 

3. Die Stadt und den District Rostock , 

4. Die Landesklöster mit ihren Besitzungen , 

5. Das Fürstenthum Schwerin , 

6. Die Herrschaft Wismar, 

7. Das Fürstenthum Ratzeburg. 

22* 
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Ländrath wählt. 3) Die Wählbarkeil in den Engeren Ausschuss 
wurde den bürgerlichen Rittergutsbesitzern im Jahre 1843 zuge- 
standen. — Von diesen Aemtern sind aber nach einem Ver- 
gleiche von 1789 ausgeschlossen alle in fürstlichen Diensten 
stehende Gutsbesitzer (die aulici) , eine Bestimmung , welche 
offenbar nur den Zweck hat, die landständischen von den Ver- 
waltungs-Interessen zu trennen und dem Fürsten ihm allein, er- 
gebene Diener zu wahren. 

Hiemit haben wir die gegenwärtige Stellung der mecklen- 
burgischen Rittergutsbesitzer nach ihren wichtigeren Momenten, 
diejenige der adligen im Besonderen, geschildert und wo es 
noihwendig erschien, historisch erläutert. Bei der Beurtheilung 
derselben konnten uns die seit einigen Jahren zur Geltung ge- 
kommenen bekannten Ansichten , welche mehr oder minder direct 
nur gegen den Adel als Stand gerichtet sind , nicht leiten. Wir 
können vielmehr nicht umhin , jene Ansichten , welche dem Lande 
durch die aus ihnen hervorgerufenen Zwistigkeiten vielfach ge- 
schadet haben , offen zu tadeln ; durch sie findet selbst das starre 
Festhalten des Adels an seinen Standesinteressen, welches ihm 
so oft vorgeworfen wird , Entschuldigung. — Es bleibt uns noch 
übrig, die ständische Landesverlretung zu berücksichtigen, 
welche „aus der thatsächlichen Stellung derRitter- 
gutsbesitzer und ihrer Berechtigung als selbst- 
ständig Freier, die nicht gegen ihr e Zustimmung 
besteuert, noch mit anderen Lasten belegt wer- 
den durften, von selbst hervorging." Auf dieser Stel- 
lung als selbstständig Freier beruhte das ursprüngliche ständische 
Recht gegenüber dem Landesherrn; erst später hat sich die cor- 
porative Gliederung gebildet, welche durch Jahrhunderte ihnen 
eine so überwältigende Machtstellung in unserem Staate gab. 
Durch jene allein gelang es dem Stande der Rittergutsbesitzer, 
sich ihrem Fürsten gegenüber zu einer Zeit zu erhalten, in wel- 
cher andere deutsche Fürsten mit Erfolg die feudale Macht der 
Stände brachen. Hinsichtlich der heute sogen, ritterschaftlichen 
Privilegien darf es nicht unerwähnt bleiben, dass-sie, mit Ein- 
schluss der adligen Vorrechte, im Jahre 1843, ohne Einspruch 
der Städte und bürgerlichen Gutsbesitzer , im Allgemeinen bestä- 
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tigt wurden. Hievon ausgeschlossen wurde zwar das ausschliess- 
liche Anrecht des Adels an die Landesklöster, aber doch nur 
insoweit, als den bürgerlichen Gutsbesitzern der Rechtsweg 
offen gelassen werden sollte, den man ihnen nicht rüglich ver- 
legen konnte. Es schien damals, dass sie ihn betreten würden, 
was aber doch, wie wir glauben, nicht geschehen ist. 

Jeder Besitzer eines Hauptgutes oder eines zum Hauptgute 
erhobenen früheren Nebengutes im mecklenburgischen, wendi- 
schen oder stargardschen Kreise ist Landstand, und zwar ist 
der bürgerliche Rittergutsbesitzer ein solcher in schwarzem, der 
adlige in rothem Rocke, da letzterer das Vorrecht (!) hat, die 
sogen. Landesuniform von Scharlach mit Aufschlägen von schwar- 
zem Sammet und goldenen Epaulets nebst weissem Unteczeuge 
zu tragen. Unter den Besitzern von Rittergütern sind vom Land- 
tage ausgeschlossen: die regierenden Fürsten und die Bauer- 
schaften und Communen, auch Juden erwerben mit dem Gute 
landständische Rechte nicht '). Die Gesammtheit der landtags- 
fähigen Gutsbesitzer heisst heute die Ritterschaft; neben ihr steht 
das Corps der Landschaft, die Bürgermeister von 45 Städten. 
Von Städten sind nicht vertreten: Wismar, welches seine land- 
ständischen Rechte während der schwedischen Herrschaft ver- 
loren hat, Neustrelitz, welches, am 20. Mai 1733 feudirt, ganz 
auf domanialem Gebiete erbaut wurde, und Schönberg, eine 
sogen, amtssässige Stadt, in welcher das Justizamt der Land- 
vogtei die Jurisdiction ausübt. Das Fürstenthum Schwerin ura- 
fasst nur 6 Domanialämter (Bülzow , Marnitz , Ruhn , Stiftsamt 
Schwerin, Tempzin und Warin); das Fürstenthum Ratzeburg ist 
bis auf drei Rittergüter ebenfalls ganz domanial und bewahrt 
noch die alte Eintheilung in fünf Vogteien aus der Zeit der 
Bischöfe ; beide besitzen keine landsländische Vertretung. 

Der Landtag tritt jährlich im Herbste, seltener im Frühjahre, 
abwechselnd in den Städten Sternberg und Malchin zusammen *). 



1) Seit 1812 giebt es einen Gutsbesitzer mosaischen Glaubens in Meck- 
lenburg. Die damals erlheilte landesherrliche Erlaubniss wurde aber sehr bald 
wieder suspendirt und Juden dürfen jetzt keine Rittergüter mehr erwerben. 

2) In den ältesten Zeiten wurde der Landtag auf die Dauer eines Tages 
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Nachdem die Landesherrn sich über ihre Vorlagen vereinigt, 
schreibt Jeder in seinem Staate vier Wochen vor dessen Eröff- 
nung den Landtag aus und fügt diesem Ausschreiben sofort die 
Vorlagen bei. Der Grossherzog von Schwerin sendet zwei, der 
Grossherzog von Strelitz einen Landtags - Commissarius ; sehr 
selten erscheinen die Fürsten in Person. Ist die Zusammenkunft 
in Sternberg, so geschieht die feierliche Eröffnung noch heute, 
an das frühere Tagen ausserhalb der städtischen Ringmauer er- 
innernd, auf dem sogen. Judenberge vor der Stadt, in Malchin 
aber auf dem Rathhause; die Sitzungen selbst finden in beiden 
Orten auf dem Rathhause statt. Der erste schwerinsche Com- 
missarius beginnt mit Vorlesung der Vorlagen und übergiebt 
diese alsdann in Sternberg dem Landmarschall des mecklenbur- 
gischen, in Güstrow dem des wendischen Kreises, welche mit 
einer dankenden Rede erwiedern. Gleiches geschieht von Seiten 
des strelitzschen Commissarius und dem Landmarschall des star- 
gardschen Kreises. Darauf werden auch von Seiten des ständi- 
schen Directoriums und des Engeren Ausschusses Vorlagen 
gemacht, von ersterem verschiedene Vorschläge zum allgemeinen 
Besten , von letzterem die Resultate derjenigen Berathungeh , zu 
welchen von den Landesherrn ausser der Zeit des Landtages 
eine Aufforderung ergangen ist, oder privativ-ständische Ange- 
legenheiten oder Anträge dritter Personen, welche sich die 
Landstände zur Vertretung angeeignet hatten. 

Die Verhandlungen werden durch das Directorium geleitet, 
welches die Vorlagen macht und jedesmal bestimmt, worüber 
verhandelt werden soll, bei den Debatten selbst aber eigentlich 
nicht zugegen sein darf. Die Protokollführer werden erwählt. 
Die Vorlagen gehen gewöhnlich zur Berichterstattung an Aus- 
schüsse, welche nach Herzogtümern oder Kreisen in gleicher 
Zahl aus der Ritter- und Landschaft gewählt werden. Ange- 
legenheiten jedoch, welche nur den einzelnen Stand betreffen, 
z. B. auch die klösterlichen, behandelt derselbe ausschliesslich. 
Bei der Abstimmung entscheidet die Mehrheit der Stimmen, deren 



unter freiem Himmel abgehalten , weil die Beiheiligten innerhalb der Städte 
dem Einflüsse der Fürsten zu unterliegen fürchteten. 
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jedes Mitglied eine besitzt, handelt aber Stand gegen Stand, 
ohne dass Einigung zu erreichen ist, so hat jeder das Recht 
der itio in partes , so dass ein Stand nicht vom anderen über- 
stimmt werden kann. Ist dann der betreffende Gegenstand ein 
zur landesherrlichen Sanction gehörender, so entscheidet der 
Fürst, anderenfalls die Sache für spätere Zeit zurückgelegt wird. 
Bei Bewilligung von Geschenken wird Einstimmigkeit erfordert 
und wirkliche Rechte dürfen nie durch Stimmenmehrheit be- 
schränkt oder aufgehoben werden. Bedürfen die vereinbarten 
Landtagsbeschlüsse fürstlicher Genehmigung, so werden sie erst 
durch diese, welcher die Publication im Regierungsblatte folgt, 
zum Gesetze, auch kann jene versagt werden. Gewöhnlich 
dauern die Landlage 4 bis 6 Wochen und werden durch die 
landesherrlichen Commissarien geschlossen. 

Während natürlich die vollziehende Macht dem Fürsten allein 
bleibt, besitzen die Stände das Recht der Beralhung hinsichtlich 
der Gesetzgebung und Besteuerung. Betrifft die Sache allein die 
Domänen, so ist ständische Beralhung nicht erforderlich; betrifft 
sie die Gerechtsame und Freiheiten der gesammten Stände oder 
eines einzelnen Standes , so ist ständische Zustimmung unbedingt 
erforderlich; betrifft sie nicht-ständische Gerechtsame, sondern 
ausser diesen liegende Gegenstände, z. B. das Polizei- und 
Kirchenwesen, die Justiz u. s. w. , so dürfen die Landstände 
ein „rathsames Bedenken" abgeben, welchem die Landesherrn 
„alle billige Beachtung" zugesagt haben, ohne dass sie dadurch 
gerade in der Ausführung gebunden sein wollen. Steuern für 
das ganze Land dürfen ohne ständische Bewilligung nicht aus- 
geschrieben, einmal vereinbarte Steuern aber nicht verweigert 
werden. Wollten die Landesherrn ein Recht auf nicht durch 
Verträge festgestellte Erhebungen ohne Weiteres gellend machen, 
so würde diess — mit Ausschluss des Domaniums — von Seilen 
der Stände nicht anerkannt werden. 

Bei wichtigen oder eiligen Gelegenheiten können die Stände 
zu ausserordentlichen Zusammenkünften (Convocationstagen) ge- 
rufen werden. Diese Berufung hängt ganz vom Belieben des 
Landesherrn ab und betrifft entweder die Gesammlheit der Stände 
oder einzelne Vertrauensmänner, kann zu jeder Zeit und an jedem 
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Orte, für beide Staaten gemeinsam oder nur für einen Staat 
geschehen, findet aber sehr seilen statt. 

Es giebt aber noch jährliche regelmässige Zusammenkünfte 
der einzelnen Corporationen , welche den Zweck haben, dass 
Jeder mit den laufenden Angelegenheiten vertraut bleibe, durch 
gegenseitige Besprechung ein gemeinschaftliches Interesse erweckt 
und ein muthiges Handeln erzielt werde. Solche Zusammen- 
künfte sind: 

1) Die beiden Landes-Convente zu Rostock, deren erster 
im Mai oder Juni stattfindet und nur dann ausfällt, wenn ein 
Frühjahrslandtag abgehalten wurde, und der Antecomilial-Convent, 
welcher jedem Landtage vorausgehen muss. Zu ihnen beruft 
der Engere Ausschuss , welcher seinen Sitz in Rostock hat ; zur 
Theilnahme sind befähigt jener selbst, das Landtags-Direclorium, 
ein Deputirter jedes rilterschaftlichen Amtes, ein Depulirler des 
stargardschen Kreises, je ein Kreisdeputirter für die Landschaft, 
aus den Vorderstädten Parchim, Güstrow und Neubrandenburg 
gesandt, und zwei Deputirte der Landschaft nach Kreisen, mit 
Ausschluss des stargardschen Kreises. Auf dem Frühlings-Con- 
vente soll der Engere Ausschuss über die ihm vom vorigen 
Landtage erlheilten Aufträge berichten. Auf dem Antecomitial- 
Convente werden die Vorlagen zum nächsten Landtage besprochen, 
vornemlich die Geldbewilligungen. 

2) Die Kreisconvente zu Neubrandenburg, auf welchen 
unter dem Vorsitze des stargardschen Landmarschalls und Land- 
raths von der Ritter- und Landschaft dieses Kreises die specia- 
lissima Slargardensia berathen werden. 

3) Ritterschaftliche Amtsconvenle, zu welchen sich unter 
dem Vorsitze eines Amts-Deputirten die Ritterschaft jeden Amtes 
allein versammelt, um ihre näheren Angelegenheiten zu be- 
rathen. Die stargard'sche Ritterschaft hält diese Convente 
gemeinsam. 

4) Landschaftliche Convente , zu welchen sich die gesammte 
Landschaft aller drei Kreise jährlich zweimal versammelt, beson- 
ders zur Besprechung über Assecuranz-Angelegenheiten. 

Zu den Unterhaltungskosten des ständischen Etats (ordent- 
liche Necessarien) tragen die Domainen, die Ritter- und die 
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Landschaft je 7 /t6, Rostock '/i6 bei. Davon zahlen die strelitz'- 
schen Domainen und Städte je 2 /i6, die Klöster und der ßostocker 
District — diese beiden zur ritterschaftlichen Quote — eben- 
falls Vi e. 

Es ist augenscheinlich , dass diese zu Rechte bestehenden 
Landstände, deren Thätigkeit nur in den Jahren 1849 und 
1830 unterbrochen wurde, nicht Vertreter der gesammten 
Bevölkerung Mecklenburgs sind. Das leidet schon ihre cor- 
poralive Bildung nicht, welche nur die Rechte eines jeden 
Standes vertritt, darüber hinaus aber nur noch berathet oder 
beurlheilt. In früherer Zeit war es allerdings zunächst die Auf- 
gabe der Stände, ihre eigenen Interessen zu wahren, und man 
muss zugestehen , dass die mecklenburgischen Rittergutsbesitzer 
diese Aufgabe schon sehr früh klar erkannten. Desshalb ver- 
banden sie sich 1523 zu einer Union , deren Zweck es war, 
das gemeinsame Band zu festigen ; sie wollten für immer „zu 
einander gehören und in puncto der Standesinteressen Alle für 
Einen stehen." Blicken wir nun auf die Thätigkeit dieser Unir- 
ten, so erkennen wir, dass diess feste Bündniss den Staat in 
manchen Gefahren erhalten, die Handlungen der Fürsten nach 
Aussen gekräftigt und bei wichtigen Angelegenheiten ein starkes 
Auftreten gefördert hat. Der Union hat es Mecklenburg zu 
danken, dass die Theilung des Landes nicht tiefer eingriff, ein 
Umstand, dessen Wichtigkeit für die Selbstständigkeit des Staates 
sehr gross sein dürfte Darin war die Union also sehr nützlich, 
und Wenn die Rittergutsbesitzer ihre Standesinteressen nach 
heutigen Begriffen auch zu eifrig verfolgten und nicht immer 
Recht vom Unrechte schieden , so muss man hierin den Geist 
früherer Zeit erblicken und wenigstens für diese nicht unbedingt 
tadeln. Mit der Landschaft und ihrer Vertretung ist es ebenso, 
auch hier bildeten sich bald feste Corporationen und was Boll 
„Bevormundschaftung der Bürger durch die Rathscollegien" nennt, 
war eben nur ein aus dem Wesen der Corporation natürlich 
Hervorgegangenes. Ein Körper setzt immer Haupt und Arme 
voraus. Auch zeigt das Benehmen der Städte während der 
früheren Jahrhunderte, dass sie ihren eigenen Vortheil nicht 
minder erstrebten, als alle übrigen Gemeinschaften. Wenn diess 
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Streben in Mecklenburg nur mit geringem Erfolge gekrönt war, 
so lag die Ursache wahrlich nicht in ihnen, sondern in den 
Umständen. Die kleinen Städte waren von vornherein zu schwach, 
Wismar und Rostock nach ihrem Austritte aus der nordischen 
Hansa zu sehr vereinzelt, als dass sie im Streite der Handels- 
interessen sich auf die Dauer schützen konnten. Dennoch hat 
Rostock in langjährigem Streite Vieles gerettet und was es ver- 
lor — nun, der Vortheil des Einen ist des Anderen Schaden. 
Jenes Streben nach Befestigung der Sonderinteressen ist 
bis in den Anfang unseres Jahrhunderts im ganzen deutschen 
Lande eine allgemeine Erscheinung; dass es dabei nicht ohne 
Verletzung der Interessen Anderer abgeht, ist — obwohl nicht 
billig — doch natürlich. Als man nach dem Pariser Frieden 
zuerst an die Einführung ständischer Verfassungen in allen deut- 
schen Staaten dachte . wussten sehr Wenige noch , wie eine 
gleichmässigere Volksvertretung zu erzielen sei, und im allge- 
meinen war es gar nicht nach dem Sinne der damaligen Zeit, 
die aus der feudalständischen hervorgegangene ständische Ver- 
fassung nach dem reinen Repräsentativ - Systeme zu ändern. 
Diess zeigt sich klar aus den Verhandlungen , welche zu keinem 
anderen Beschlüsse gelangten, als zu dem, welcher am 8. Juni 
1815 mit den Worten gefasst wurde: „In allen Bundesstaaten 
wird eine landständische Verfassung stattfinden." Noch mehr : 
als Preussen einen bestimmteren Verfassungsentwurf vorlegte, in 
welchem es davon sprach, dass sich die Vertretung auf alle 
Klassen der Staatsbürger erstrecken solle , trat , obwohl Preussen 
immer noch an einer Klassen-Vertretung hielt, diesem Entwürfe 
doch keiner der anderen Staaten bei. Wohl aber erklärten sich 
beide Mecklenburg, Kurhessen und Sachsen-Weimar (wie- 
derholt noch bei den Schlussverhandlungen} „für Erhaltung 
oder Einführung von auf die ursprüngliche Ein- 
richtung begründeten Verfassungen," im Allgemeinen 
also für solche, wie sie in Mecklenburg damals bestand. Und 
wie man hier an der thatsächlichen, historischen Gliederung des 
Volkes immer festhielt, so zeichnete sich auch die Zeit von 1816 
bis 1848 in denjenigen Staaten, welche eine erweiterte ständi- 
sche Verfassung erhallen hatten, durch das Streben aus, die 
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nicht historisch berechtigten Theiinehmer an derselben, zumal 
die Vertreter der Bauern, wo sich solche fanden, zu beseitigen 
und das alte ständische Princip möglichst wieder zu purificiien. 
In Mecklenburg war diess natürlich nicht der Fall , weil die be- 
siehende Verfassung von Neuem, auch bundesrechtlich anerkannt 
war. Die nächste Zeit nach 1816 war vielmehr eine glückliche 
für das Land, da der energische Grossherzog Friedrich Franz I. 
eine Menge wohltliätiger Einrichtungen beschloss und durchzu- 
setzen wusste. Im Jahre 1843 wurde schliesslich die bestehende 
Verfassung wiederholt anerkannt und verlragsmässig befestigt. 
So blieben die Sachen bis 1848, wo an die Stelle des aufge- 
lösten Landtages die nach Kopfzahl gewählte Abgeordneten- 
Kammer trat und uns die Herrlichkeit des Kopfzahl-Systems für 
einen Staat , wie der unsrige ist , überzeugend ad oculos demon- 
strirte. Bei dem numerischen Ueberwiegen der sogen, „kleinen 
Leute" in Mecklenburg war es kein Wunder, dass sie bei den 
Kopfwahlen zum Uebergewichte gelangten und in die Kammer 
Abgeordnete traten , welche ihr nach einem schmählichen Debüt 
nur ein jämmerliches Ende erringen konnten. Das Opfer, wel- 
ches die Landstände gebracht, indem sie dem Lande zurück- 
gaben , was sie so lange besessen , vergass man schnell ; die 
grosse , mächtige und mit den Landesverhältnissen allein innig 
vertraute Ritterschaft war fast gar nicht vertreten; der Adel 
wurde als solcher angefeindet und mussle aus dem Munde der 
demokratischen Wortführer nicht selten pöbelhaften Hohn und 
Spott erdulden; seine Interessen wurden möglichst geschmälert 
und selbst an seinem Eigenthum vergriff man sich durch die Auf- 
hebung der Fideicommisse, durch das Gesetz über die Zerstücke- 
lung der Güter u. s. w. — Wir glauben , dass der Schade, 
welcher einem Fortbau unserer Verfassungs- Verhältnisse durch 
diess parlamentarische Intermezzo entstanden, noch auf Jahre 
hin ein sehr bedeutender ist. Denn jenem Geiste gegenüber, 
der noch keineswegs erloschen ist, hat sich die Ritterschaft all— 
mälig um so fester wieder gefunden und vereinigt und ist auch 
in Sachen des wahren Fortschrittes bedenklich und vorsichtig 
geworden. Die Stellung aber, W3lche sie früher vertragsmässig 
innegehabt, hat sie wieder errungen, und Mecklenburg nennt 
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sich von ihrer Seite in Hinsicht auf das historische Recht, wel- 
ches 1850 wieder in ihm zur Geltung gekommen ist, wohl noch 
vorzugsweise den Rechtsstaat. 

Wenn wir nun aber die bestehenden rechtlichen Verfas- 
sungs-Verhältnisse als solche gern anerkannt haben, so müssen 
wir ebenso offen gestehen, dass die jetzige landständische Ver- 
fassung mit den Grundsätzen einer wahren Volksvertre- 
tung nicht harmonirt. Wir verstehen unter dieser Bezeichnung, 
dass das Volk nach dem Ziele hin vertreten werde, nach wel- 
chem es aus Vernunft- und Siltlichkeits-Gründen streben soll 
und dass in die zur Erreichung dieses Zieles tauglichsten Hände 
die politischen Rechte gelegt werden. Hiezu aber ist der Stand 
der Rittergutsbesitzer weder allein noch vorzugsweise befähigt; 
sondern es giebt neben ihm noch eine grosse Menge von Staats- 
bürgern, welche jene Interessen mindestens in gleichem Maasse 
würden zu wahren vermögen. 

Jedoch ein unbefangener Blick auf die allgemeinen Verhält- 
nisse Mecklenburgs wird immer die Erkenntniss zur Folge haben, 
dass der Stand der Rittergutsbesitzer nach allen Richtungen hin 
ein überwiegendes Moment im Staate ist. Und wenn wir keinen 
dringenderen Wunsch haben, als dass die Vertretung auf ver- 
nünftigen Grundlagen umgestaltet werde, so müssen wir doch 
immer befürworten, dass jener Stand die Basis einer solchen 
erneuerten Vertretung bilde. Nur dann kann diese eine solide 
sein, schon aus dem Grunde, weil in Mecklenburg der Acker- 
bau offenbar noch auf lange Zeit hin alle anderen Lebensver- 
hältnisse unter seinem Einflüsse hält. — Wir wünschen 
eine Vertretung nach d em Zwei-Kammer-Systeme. 
Zur ersten Kammer würden etwa gehören die Prinzen der fürst- 
Jichen Häuser, die Standesherren, von den Grossherzogen er- 
wählte grosse Grundbesitzer und Geistliche , je ein Vertreter der 
Städte Rostock und Wismar , einige Vertreter der übrigen Städte, 
im Ganzen etwa 24 Personen. Die zweite Kammer würde be- 
stehen aus frei, aber mit Zugrundelegung eines bestimmten 
Census gewählten Abgeordneten, Vertretern der Ritterschaft, 
des Pächter- und Bauernstandes der Domainen, der Städte, der 
Geistlichkeit und der übrigen Eximirlen , im Ganzen etwa 60 Per- 
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sonen. Dadurch , glauben wir , würde dem Lande eine Reprä- 
sentativ-Verfassung geschaffen, in ihrer soliden und conservaliven 
Zusammensetzung wohl geeignet, das Opfer, welches die jetzigen 
Stande dem Allgemeinen bringen würden, auszugleichen, ohne 
dass ein fortgesetztes Streben nach Erhaltung und Vermehrung 
von Standesinteressen einerseits, ein Verläugnen des wahren 
Fortschrittes für die Zukunft andererseits zu befürchten stände. 
Eine solche Verfassung würde aber nicht nur segensreich, son- 
dern in ihrer Anschliessung an die thatsächlichen Verhältnisse 
des Landes auch dauerhaft sein. „Allein dadurch," sagt der 
Minister von Stein (Denkschrift über deutsche Verfassungen, 
S- 24.), „dass man das Gegenwärtige aus dem Vergangenen 
entwickelt, kann man ihm eine Dauer für die Zukunft geben." 
Und — „das ist dem germanischen Wesen seit allen Zeiten 
eigen , nicht sowohl mit der Vergangenheit zu brechen , sondern 
an Sie zu knüpfen, Altes durch neuen Geist zu beleben, Neues 
durch alle Form zu befestigen und so die Entwicklung allmälig 
fortzuführen." 



